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Preußische Geſetzſammlung 


a halt: Verordnung über die geſetzliche Miete vom 1. Oktober 1925 ab, S. 117.— Verordnung zur Anderung der Preußischen 
In Pachtſchutzordnung, S. 117, — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ 
amtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 122, a 


(Nr. 13007.) Verordnung über die geſetzliche Miete vom 1. Oktober 1925 ab. Vom 26. September 1925, 


Auf Grund der SS 11 und 22 des Reichsmietengeſetzes, der §8 27 und 31 der Dritten Steuernotverordnung 
des Reichs vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74), des § 4 der Verordnung zur Ausführung der 
Dritten Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Februar 1924 (Dritte Preußiſche Steuernotverordnung) 
vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42) ſowie der Verordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über 
die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 474) wird für alle Gemeinden, für 
die keine andere Regelung getroffen wird, über die Berechnung der geſetzlichen Miete mit Wirkung vom 
1. Oktober 1925 folgendes verordnet: d ü 

Wegen der geſetzlichen Miete verbleibt es bis auf weiteres bei der Anordnung vom 27. Auguſt 1925 
(Geſetzſamml. S. 110), betreffend die geſetzliche Miete für den Monat September 1925. 


Berlin, den 26. September 1925. 


(Siege) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Hirtſiefer. Höpker Aſchoff. 


(Rr. 13008.) Verordnung zur Anderung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung. Vom 30. September 1925. 
Auf Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des Reichs vom 23. Juni 1925 
Reichsgeſetzbl. 1 S. 152) erteilten Ermächtigung wird verordnet: 

N Artie l 

Die Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 
erhalten folgende neue Faſſungen und Zuſätze: 


27. September 1922 (Geſetzſamml. S. 287) 
27, Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 115) 


ö § 1. 
3 = 
Abſ. 3: Zur Entſcheidung der zur Zuftändigteit der Pachteinigungsämter gehörenden Pachtſtreitigkeiten 
können die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden. 8 


8 2. 

Abſ. 2: Das Pachteinigungsamt hat hierbei den Ertrag, den das Grundſtück bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag, die Pachtpreisrichtlinien der Landwirtſchaftskammer ſowie 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe beider Vertragsteile angemeſſen zu berückſichtigen. N 

en Abſ. 3: Verlängert das Pachteinigungsamt den Vertrag, ſo hat es zugleich auf Antrag den Pacht⸗ 
zins neu feſtzuſetzen, und zwar auf den Betrag, welcher nach dem Ertrag angemeſſen erſcheint, den das 
Grundſtück bei ordnungsmäßiger Bewirtſchaftung nachhaltig zu gewähren vermag. 


§ Za. 


Die Vorſchriften des § 3 gelten ſinngemäß für Sammelpachtverträge, wenn der einzelne Pächter nicht 
mehr als zehn Hektar bewirtſchaftet £ 


. Rierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Oktober 1925.) x 
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$ 3b. 

Der Minifter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann nad) Anhörung des Landeskulturamts⸗ 
präſidenten und der Landwirtſchaftskammer für beſtimmte Teile des Landes die Größengrenzen ($ 3 Abſ. 1 
und 2 und § 3a) nach den örtlichen Boden⸗ und Betriebsverhältniſſen auf den Umfang einer ſelbſtändigen 
Ackernahrung heraufſetzen. Die Beſtimmung erfolgt im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter; fie wird in 
der Preußiſchen Geſetzſammlung bekanntgegeben. a 


8 4. 

Abſ. 2: Zur Umwandlung eines Pachtvertrags in einen Heuerlingsvertrag oder umgekehrt ſowie zur 
Beſeitigung von Beſtimmungen über ein Arbeitsverhältnis aus dem Pachtvertrag iſt die Zuſtimmung beider 
Teile erforderlich. Liegt durch Verſchulden des zur Arbeit Verpflichteten (des Heuerlings) ein wichtiger Grund 
zur friſtloſen Kündigung des Arbeitsverhältniſſes vor, ſo darf von der Befugnis, einen ſolchen Vertrag zu 
verlängern oder ſeine Kündigung für unwirkſam zu erklären, kein Gebrauch gemacht werden. 8 


8 

Das Pachteinigungsamt wird bei dem Amtsgerichte für deſſen Bezirk gebildet. 

Die Landesjuſtizverwaltung kann beſtimmen, daß die Bezirke mehrerer Amtsgerichte zu einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Pachteinigungsamte vereinigt werden. Wird eine Beſtimmung dieſes Inhalts getroffen, ſo gehen 
mit ihrem Inkrafttreten die anhängigen Sachen in der Lage, in der fie ſich befinden, auf das gemeinſchaft⸗ 
liche Pachteinigungsamt über. Die für den Bezirk der einzelnen Pachteinigungsämter ernannten Beiſitzer 
werden Beiſitzer des gemeinſchaftlichen Pachteinigungsamts; dieſem ſind die Liſten zu überſenden. 

Erſcheinen vor dem Amtsrichter an einem Orte, der nicht Sitz des Pachteinigungsamts iſt, die Parteien 
gemeinſchaftlich, um über die gütliche Einigung in einer Pachtſchutzſache zu verhandeln, fo hat der Amts. 
richter den Verſuch einer gütlichen Einigung zu machen. Kommt ein Vergleich zuſtande, fo iſt er unter Zu⸗ 
ziehung eines Gerichtsſchreibers zu Protokoll feſtzuſtellen. Die 88 46, 47 gelten entſprechend. Kommt ein 
Vergleich nicht zuſtande, ſo hat der Amtsrichter die Parteien an das Pachteinigungsamt zu verweiſen. 


$ 6a. N i 

Das Pachteinigungsamt beſteht aus dem Amtsrichter als Vorſitzenden und zwei Beiſitzern; mit Zu⸗ 

ſtimmung der Parteien kann die Zuziehung von Beiſitzern unterbleiben. Die Beiſitzer ſind je zur Hälfte dem 
Kreiſe der Verpächter und Pächter, welche möglichſt ſelbſtwirtſchaftende Landwirte ſind, zu entnehmen. 


(Folgt bisheriger § 6 Abf. 2.) 


Abſ. 3: Als Beiſitzer können Beamte des Reichs, der Länder, Gemeinden und Kirchen ſowie geſetzliche 
Vertreter von gemeinnützigen Stiftungen und Anſtalten und ſonſtigen öffentlich rechtlichen Körperſchaften zu⸗ 
bezogen werden, wenn ſie Grundſtücke der im §1 bezeichneten Art verpachtet oder gepachtet haben; ferner in 
er landwirtſchaftlichen Verwaltung eines Großverpächters oder Großpächters in leitender Stellung tätige 


Angeſtellte. (Folgt bisheriger § 6 Abſ. 4.) 


$ 10. 
5 Sir die Beratung und Abſtimmung finden die §8 192 bis 198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende 
nwendung. 

Abf.52 und 3 unverändert. 

Abſ. 4: Die Entſcheidung über die Ausſchließung oder Ablehnung eines Beiſitzers erfolgt durch den 
Vorſitzenden. Iſt eine Körperſchaft Partei, fo find ihre Beamten oder geſetzlichen Vertreter von der Aus- 
Übung des Amtes als Beiſitzer ausgeſchloſſen; das gleiche gilt für die in der Iren mcc Verwaltung 
eines Großverpächters oder Großpächters in leitender Stellung tätigen Angeſtellten, wenn der Dienſtberechtigte 
Partei iſt. Hat ein Verpächter an mehrere Pächter Grundſtücke verpachtet, ſo ſind ſeine ſämtlichen Pächter 

von der Ausübung des Amtes als Beiſitzer ausgeſchloſſen, wenn der Verpächter Partei iſt. 


8 9 11. 
Abſ. 2: Die §§ 176 bis 183 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden Anwendung. 


9 12. f 
Abſ. 2: Der Antrag auf Abänderung einer Vertragsleiſtung kann vom Verpächter und vom Pächter 
geftellt werden. Der Antrag iſt abzuweiſen, wenn er nicht ſpäteſtens binnen zwei Monaten nach Ablauf des 
Pachtjahrs, für das die Abänderung verlangt wird, bei dem zuſtändigen Pachteinigungsamt eingeht. Die 
Entſcheidung ſteht dem Vorſitzenden des Pachteinigungamts zu; gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden kann 
binnen zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe die Entſcheidung des Pachteinigungsamts angerufen werden, 
welche endgültig iſt. 
8 § 16, Abſ. 1 und 2. N 
Kommt eine Einigung nicht zuſtande, fo ift Termin zur mündlichen Verhandlung vor dem Pachteinigungs⸗ 
amt anzuberaumen. Die Beteiligten find zu dem Termine zu laden. Die Ladungsfriſt beträgt eine Woche. 
Die Ladung erfolgt durch eingeſchriebenen Brief. Der Vorſitzende kann eine andere Art der Ladung 
anordnen. 
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§ 20. 
(Abſ. 1 kommt hier in Fortfall.) 


§ 21. 
Die Befugniſſe aus den $$ 17, 18, 20 ſtehen außerhalb der mündlichen Verhandlung dem Vorſitzenden zu. 


§ 21a. a a 5 
Iſt ein Anſpruch nach Grund und Betrag ftreitig, fo hat das Pachteinigungsamt den Beteiligten eine 
Friſt zu ſetzen, innerhalb welcher wegen des Beſtehens des Anſpruchs das ordentliche Gericht anzurufen iſt. 
Wird die Friſt verfäumt, fo hat das Pachteinigungsamt rückſichtlich des Beſtehens des Anſpruchs die Ans 
führungen des Antragſtellers als richtig zu unterſtellen und, wenn dieſe den Anſpruch ſchlüſſig begründen, 
über die Höhe gemäß § 2 zu entſcheiden. Die Entſcheidung über das Beſtehen des Anſpruchs bleibt dem 
ordentlichen Gerichte vorbehalten. Für die Zeit bis zur rechtskräftigen Entſcheidung kann das ſtreitige Pacht ⸗ 
verhältnis durch einſtweilige Anordnung (§ 20) geregelt werden. a 
Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten entſprechend für Anträge, welche die Verlängerung oder die 
vorzeitige Aufhebung ($$ 3 und 4) eines Vertrags zum Gegenſtande haben, wenn deſſen Beſtehen unter den 
Parteien ſtreitig iſt. 5 
| 8 22. 
Die Entſcheidung erfolgt nach billigem Ermeſſen. Sie darf nur erlaſſen werden, wenn den Beteiligten 
Gelegenheit gegeben worden iſt, ſich zur Sache und über das Ergebnis einer etwaigen Beweisaufnahme zu 
äußern und der Erhebung der Beweiſe beizuwohnen. 35 


$ 24. i N 
Soweit in den §§ 12 bis 23 nicht ein anderes beſtimmt iſt, finden auf das Verfahren vor dem 
Pachteinigungsamte die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung a 
§§ 59 bis 63 über Streitgenoſſenſchaft, f a 
55 79 bis 90 über Prozeßbevollmächtigte und Beiſtände — indeſſen mit der Maßgabe, daß 
auch eine Vertretung durch die Berufsorganiſation zuläſſig iſt, der der Ver⸗ 
tretene als Pächter (Heuerling) oder Verpächter angehört, a 23 
$$ 128 bis 165 über die mündliche Verhandlung, § 157 indeſſen mit der ſich aus dem Vorſatz 
ergebenden Maßgabe, 8 N 
$$ 319 und 321 über Berichtigungen und Ergänzung der Entſcheidung mit der Maßgabe, daß 
die Entſcheidung nach § 319 durch den Vorſitzenden erfolgen kann und daß die 
Friſt des § 321 Abſ. 2 mit der Bekanntgabe der Entſcheidung (§ 23 Abſ. 2) 
an den Beſchwerdeführer beginnt, 
ſinngemäß Anwendung. 
Der Vorſitzende des Pachteinigungsamts kann eine Pachtſchutzſache zur Ferienſache erklären, wenn fie 
beſonderer Beſchleunigung bedarf. 


i § 25. = 
Gegen die Endentſcheidung des Pachteinigungsamts ift die Rechtsbeſchwerde an das Landgericht zuläffig. 
Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ($$ 41, 42) kann nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache 
zugleich angefochten werden. Iſt eine Entſcheidung zur Hauptſache nicht ergangen, ſo kann die Koſten⸗ 
15 mit der Beſchwerde angefochten werden, wenn der Beſchwerdegegenſtand 50 Reichsmark 
überſteigt. 8 
§ 28. 5 f 
Die Rechtsbeſchwerde kann nur darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf einer Verletzung des 
Geſetzes beruhe. Die SS 550 und 563 der Ziwvilprozeßordnung finden ſinngemäß Anwendung. 
Die Entſcheidung iſt ſtets als auf einer Verletzung des Geſetzes beruhend anzuſehen, wenn dem Be⸗ 
ſchwerdeführer vor der Entſcheidung das rechtliche Gehör ($ 22 Satz 2) nicht gewährt worden iſt oder wenn 
ein Verfahrensmangel der im § 551 Ziffer 1 bis 5,7 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art vorliegt. 


$ 32. 

Auf das Verfahren vor dem Beſchwerdegerichte kommen die Vorſchriften über das Verfahren vor dem 
Pachteinigungsamt entſprechend zur Anwendung. Die Parteien können ſich, ſoweit nicht das perſönliche 
Erſcheinen angeordnet iſt, vertreten laſſen. g 

Der Bevollmächtigte muß ſeine Vollmacht, die Berufsorganiſation (§ 24) muß die Vertretungsmacht 
des für ſie handelnden Organs bis zum Ablaufe der Beſchwerdefriſt zu den Akten nachweifen. Zum Nachweiſe 
genügt eine ſchriftliche Erklärung des Vertretenen. 5 


$ 35. 
(Fällt hier fort.) 
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a 


Hinter § 37 iſt einzuſchalten: 
3. Berufung. 


8. 8. 
tas der Jahrespachtzins über 500 Reichsmark, fo iſt neben der Rechtsbeſchwerde auch die Berufung 
zuläſſig. 

Wird in einer berufungsfähigen Sache von einer Partei die Rechtsbeſchwerde eingelegt, ſo hat die andere 
Partei das Recht, binnen zwei Wochen ſeit Zustellung der Rechtsbeſchwerde in das Berufungsverfahren über⸗ 
zugehen. Der Übergang erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes bei dem Beſchwerdegericht unter Zu⸗ 
ſtellung einer Abſchrift an den Gegner. Das Verfahren vor dem Beſchwerdegerichte gilt in dieſem Falle als 
ein Teil des Verfahrens vor dem Berufungsgerichte. 

Der Jahrespachtzins iſt unter Einrechnung des Wertes von Naturalleiſtungen zu berechnen. Die Feſt⸗ 
ftellung erfolgt durch das Rechtsmittelgericht nach freiem Ermeſſen. Stellt dieſes infolge Hinzurechnung von 
Naturalleiſtungen den Jahrespachtzins auf über 500 Reichsmark feſt, ſo kann der Beſchwerbeführer binnen 
zwei Wochen ſeit Zustellung der Entſcheidung in das Berufungsverfahren übergehen. Die Vorſchriften im Abſ. 2 
Satz 2 und 3 gelten entſprechend. f 

Sb. 


; Über die Berufung entſcheidet das Landgericht durch eine Zivilkammer. Dieſer treten für die mündliche 
Verhandlung je ein Pächter und Verpächter aus den Pachtungen mit über 500 Reichsmark Jahrespachtzins 
als Beiſitzer hinzu, die unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften in den SS 68 und 7 aus dem 
Bezirke des Landgerichts zu ernennen ſind. 


Für die Rechtsverhältniſſe und die Entſchädigung der Beiſitzer gelten die 88 8 bis 10 ſinngemäß. 


Se. 

Die Berufung iſt innerhalb einer Notfrift von zwei Wochen feit Bekanntgabe der Entſcheidung (8 23 

Abſ. 2) bei dem Pachteinigungsamt oder bei dem Landgerichte durch Einreichung einer Berufungsſchrift oder 

zu Protokoll des Gerichtsſchreibers einzulegen. Sie ſoll mit Gründen verſehen werden und einen beſtimmten 
Antrag enthalten. 3 
dd. 


Das Berufungsgericht hat den Pachtſtreit nach der tatſächlichen und rechtlichen Seite innerhalb der 
von den Parteien geſtellten Anträge von neuem zu erörtern und darüber zu entſcheiden. Die Entſcheidung 
erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung. 

Bei der mündlichen Verhandlung haben die Parteien die angefochtene Entſcheidung nebſt den Ent- 
ſcheidungsgründen und den Beweisverhandlungen inſoweit vorzutragen, als dieſes zum Verſtändniſſe der 
Berufungsanträge und zur Prüfung der Richtigkeit der angefochtenen Entſcheidung erforderlich iſt. Die 
G 272, 272 und 272 b, 2792, 282 bis 286, 529 Abſ. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung gelten entſprechend. 
Im Falle der Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit des Vortrags hat der Vorſitzende deſſen Berichtigung oder 
Vervollſtändigung, nötigenfalls unter Wiedereröffnung der Verhandlung, zu veranlaſſen. 

Der Vorſitzende kann die Vorbereitung der Sache durch vorbereitende Schriftſätze anordnen. 


Se. 

Im übrigen finden die Vorſchriften über das Verfahren vor dem Pachteinigungsamt und in der 
Rechtsbeſchwerdeinſtanz ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß die Anordnung un Ausführung einer 
Beweisaufnahme nicht nur durch den Vorſitzenden, ſondern auch durch den zum Berichterſtatter beſtellten 
Richter vorgenommen werden kann. Der Vorſitzende kann anordnen, daß die für die mündliche Verhandlung 
beftimmten Beiſttzer ($ b Abſ. 1 Satz 2) an der Beweisaufnahme durch Sachverſtändigengutachten oder durch 
Augenſchein teilnehmen. ei 


Die Entſcheidung des Berufungsgerichts erfolgt durch Urteil. § 37 gilt entſprechend. 

Leidet das Verfahren vor dem Pachteinigungsamt an einem weſentlichen Mangel, ſo kann das Berufungs⸗ 
gericht die Entſcheidung des Pachteinigungsamts aufheben und die Sache zu erneuter Verhandlung und 
Entſcheidung an das Pachteinigungsamt oder an ein anderes Pachteinigungsamt im Bezirke des Berufungs- 
gerichts zurückverweiſen. Die Entſcheidung über die Koſten iſt der Endentſcheidung vorzubehalten. Das 
Pachteinigungsamt, an welches die Zurückverweiſung erfolgt, ift an die rechtliche Beurteilung gebunden, die 
der Aufhebung der Entſcheidung zugrunde liegt. 8 


4. Rechtsentſcheid. 


i Se 
Will ein Landgericht bei der Entſcheidung über eine Nechtsbeſchwerde oder Berufung von der ihm 
bekannten Entſcheidung eines anderen Landgerichts oder will es von einer Entſcheidung des Kammergerichts, 
die zu derſelben Rechtsfrage ergangen iſt, abweichen, fo hat es die Sache dem Kammergericht unter begründeter 
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Darftellung der eigenen Rechtsanſicht zur Vorabentſcheidung über die Rechtsfrage (Rechtsentſcheid) vorzulegen. 
Das gleiche kann geſchehen, wenn es ſich um eine bislang nicht letztinſtanzlich entſchiedene Rechtsfrage von 
grundſätzlicher Bedeutung handelt. 

Die von dem Kammergerichte getroffene Entſcheidung (Rechtsentſcheid) it in der Sache verbindlich. 


5. Wiederaufnahme des Verfahrens. 
$ 38 wie bisher. 


IV. Koſten und Zwangsvollſtreckung. 
§ 39 Abſ. 1 und 2. 


Für das Verfahren in Pachtſchutzſachen wird eine Gebühr erhoben. 

Die Gebühr entſteht durch Eingang des Antrags bei dem Pachteinigungsamte. Sie beträgt drei vom 
Hundert vom Werte des Streitgegenſtandes. Die Gebühr verdoppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß 
des Pachteinigungsamts erledigt wird. Wird der Antrag vor Anberaumung eines Termins mit Beiſitzern 
zurückgenommen, ſo ermäßigt ſich die Gebühr auf eins vom Hundert und wenn die Zurücknahme nach dieſem 
Zeitpunkt, aber vor Aufruf der Sache zur mündlichen Verhandlung erfolgt, auf zwei vom Hundert. Bei der 
Feſtſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes iſt im Falle eines Antrags auf Verlängerung oder ala 
eines Vertrags der Pachtzins, im Falle eines Antrags auf Abänderung der Leiltungen der Unterſchie 
zwiſchen dem eie de und dem neu beantragten Pachtzinſe zugrunde zu legen, beide Male berechnet auf 
die Zeit, für welche die anderweite Regelung oder die Aufhebung beantragt wird, jedoch höchſtens auf zwei 
Jahre. Oer Pachtzins iſt unter Einſchluß des Wertes von Naturalleiſtungen zu berechnen; Pfennigbeträge 
ſind auf ganze Mark nach unten abzurunden. Die Mindeſtgebühr beträgt zwei Reichsmark. Bei Beteiligung 
mehrerer Perſonen an einem Verfahren (Streitgenoſſenſchaft, § 24) ift die Gebühr vom Geſamtſtreitwerte, 
welcher durch Zuſammenrechnung der einzelnen Streitwerte zu ermitteln ift, zu berechnen die Haftung der 
ſeinzelnen Streitgenoſſen beftimmt ſich nach dem Verhältniſſe der einzelnen Streitwerte. 


8 41 Abſ. 1. 


Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach SS 2 bis 4, fo ift auch über die Koſten zu ent- 
ſcheiden. Die Koſten ſind demjenigen aufzuerlegen, zu deſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert 
oder hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert wird) aus Billigkeitsgründen kann über die Koſten anders ent⸗ 
ſchieden werden; insbeſondere ſollen die Koſten dem Antragsgegner zur Laſt gelegt werden, wenn dieſer den 
Vorſchlag zu einem billigen Vergleich abgelehnt und dadurch die Entſtehung der Koſten verurſacht hat. 


8 43. 


In der Rechtsbeſchwerde- und Berufungsinſtanz finden die Vorſchriften der SS 39 bis 42 ohne den $ 42 
Abſ. 1 Halbſatz 2 mit der Maßgabe entſprechend Anwendung, daß ſich die Gebühr nach dem Werte des 
Streitgegenftandes, wenn aber der Wert des Beſchwerdegegenſtandes geringer iſt, nach dieſem berechnet und 
daß die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels dem Beſchwerdeführer zur Laſt zu legen ſind. Für 
die Entſcheidung darüber, zu weſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder hinſichtlich der Leiſtungen 
abgeändert iſt ($ 41), iſt der Unterſchied zwiſchen dem Rechkszuſtande bei Anrufung des Pachteinigungsamts 
und dem durch die endgültige Entſcheidung auf das Rechtsmittel geſchaffenen Rechtszuſtande maßgebend. 
5 91 Abſ. 2 der Zivilprozeßordnung gilt entſprechend. Als Gerichts⸗ und Anwaltsgebühr wird das Anderthalb⸗ 
fache der Gebührenſätze erſter Inſtanz erhoben. 

Wird das Rechtsmittel als unzuläſſig verworfen, fo ermäßigen ſich die Gerichts- und Anwaltsgebühren 
auf die Hälfte; das gleiche gilt im Falle der Zurücknahme des Rechtsmittels. Die Vorſchrift über die 
Mindeſtgebühr bleibt jedoch unberührt 

Für die Einholung eines Rechtsentſcheids werden Gebühren nicht berechnet. 

8 44. 
f Auf die Berechnung, Feſtſetzung und Einziehung der Koſten finden die für das Verfahren in bürger⸗ 
lichen de eee geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung. Die inſoweit vom Gerichte zu 
treffenden Entſcheidungen werden beim Pachteinigungsamte von deſſen Vorſitzenden getroffen. Gegen die 
Entſcheidung des Vorſitzenden iſt die Beſchwerde an das Landgericht zuläſſig, wenn der Beſchwerdegegenſtand 
50 Reichsmark überſteigt. 


V. Abergangs⸗ und Schlußvorſchriſten. 


9 48. 


Die Pachtſchutzordnung in der Faſſung dieſer Verordnung tritt am 1. Oktober 1925 in Kraft und mit 
Ablauf des 30. September 1927 außer Kraft. 
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Die vor dem Inkrafttreten diefer Verordnung geftellten Anträge werden, wenn das Pachteinigungsamt 
darüber noch nicht entſchieden hat, nach den neuen Vorſchriften, andernfalls nach dem bisherigen Rechte beurteilt. 
Dieſe Vorſchrift gilt entſprechend auch in den Fällen, in denen auf Grund der im § 3b gegebenen 
Ermächtigung nachträglich eine Veränderung der Größengrenze des Pachtlandes eintritt. 

Iſt bei einer berufungsfähigen Sache ($ a Abf. 1) am Tage des Inkrafttretens der Verordnung die Rechts⸗ 
mittelfriſt noch nicht abgelaufen, fo kann ſtatt der Rechtsbeſchwerde die Berufung eingelegt oder aus der 

Rechtsbeſchwerde in die Berufung übergegangen werden; § a Abſ. 3 Satz 2 und 3 gilt entſprechend. 
; Pachtverträge, die in der Seit vom 1. März 1924 bis 30. September 1925 abgeſchloſſen ſind, fallen 
nicht unter die Pachtſchutzordnung. Dieſes gilt nicht für die im 8 4 Abſ. 1 bezeichneten Verträge. 


a § 49. ö 
Die zur Ausführung der Pachtſchutzordnung erforderlichen Beſtimmungen werden, ſoweit die 88 1 bis 7 
in Frage kommen, von dem Juſtizminiſter und dem Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
gemeinſchaftlich, im übrigen von dem Juſtizminiſter getroffen. 


N Artikel II. 

Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die Preußiſche Pachtſchutzordnung 1925, wie fie ſich aus der Preu⸗ 
ßiſchen Pachtſchutzordnung vom 27. September 1922 (Gejehfamml. S. 287), der Verordnung zur Anderung 
der Preußiſchen Pachtſchutzordnung uſw. vom 27. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 115) und aus dieſer Ver⸗ 
ordnung ergibt, in entſprechender Reihenfolge und Numerierung der Paragraphen unter dem Datum dieſer 
Verordnung in der Preußiſchen Geſetzſammlung bekanntzumachen. 

Wo in anderen Geſetzen und Verordnungen auf die Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 
vom 27. September 1922 und der Verordnung zur Anderung der Preußiſchen Pachtſchutzordnung vom 
27. am 1924 verwieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften der Preußiſchen Pachtſchutzordnung 1925 
an deren Stelle. f 


Berlin, den 30. September 1925. a 

Der Preußiſche Juſtizminiſter. Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
am Zehnhoff.“ Hirtſiefer. 

Der Preußiſche Miniſter 


für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Steiger. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Höpker Aſchoff. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gefekfamml, S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juli 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Landgemeinde Mariendrebber, Kreis Diepholz, für die Herſtellung eines öffent⸗ 
lichen Verkehrswegs zwiſchen der neu zu erbauenden Huntebrücke und der Landſtraße Diepholz 
Barnſtorf durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 32 S. 160, ausgegeben am 
8. Auguſt 1925, 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juli 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für 
den Bau einer 100000 Volt Leitung vom Kraftwerk Niederrhein bei Weſel nach Hamborn durch 
das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 33 S. 243, ausgegeben am 15. Auguſt 1925; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Auguſt 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 


eignungsrechts an das Großkraftwerk Hannover, Aktiengeſellſchaft in Hannover, für den Bau von 


Überlandleitungen und über das Erlöſchen des der ſtaatlichen Elektrizitätsverwaltung in Hannover 
durch Erlaß vom 8. Juni 1922 verliehenen Enteignungsrechts durch die Amtsblätter 
der Regierung in Hannover Nr. 34 S. 166, ausgegeben am 22. Auguſt 1925, und 
der Regierung in Hildesheim Nr. 33 S. 144, ausgegeben am 15. Auguſt 1925; 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Auguſt 1925 über die Genehmigung von 
Anderungen der Satzung der Schleswig⸗Holſteiniſchen Landſchaft durch das Amsblatt der Regierung 
in Schleswig Nr. 36 S. 301, ausgegeben am 5. September 1925. 
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